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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 7. Juli 1972 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses des 
Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 383. Sitzung am 7. Juli 1972 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 21. Juni 1972 
verabschiedeten 


Dritten Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

— Drucksachen VI/1840, VI/3565 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angegebenen 
Grunde einberufen wird. 


Heinz Kühn 


Bonn, den 7. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 23. Juni 1972 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Heinz Kühn 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Grund für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Dritten Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 

zivilen Ersatzdienst 


Zu Artikel 1 Nr. 3 und 5 (§§ 1,2 a) 

a) In Nummer 3 ist § 1 wie folgt zu fassen: 

,.§ 1 

Aufgaben des Zivildienstes 

Im Zivildienst erfüllen anerkannte Kriegs- 
dienstverweigerer Aufgaben, die dem Allgemein- 
wohl dienen.“ 

b) In Nummer 5 ist in § 2 a Abs. 1 Satz 2 der letzte 

Halbsatz: dazu gehört auch die Frage, welche 

Aufgaben den Dienstpflichtigen außerhalb des 
sozialen Bereichs zugewiesen werden sollen“ zu 
streichen. 

Begründung 

Das Dritte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 

den zivilen Ersatzdienst verfolgt den Zweck, parallel 


zu den gesetzgeberischen Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Wehrdienstgerechtigkeit ein höheres Maß 
an Gerechtigkeit im zivilen Ersatzdienst zu er- 
reichen. 

Die vom Bundestag beschlossene Fassung der §§ 1 
und 2 a Abs. 1 Satz 2, letzter Halbsatz des Artikels 1 
des Gesetzentwurfs erschwert die Erreichung des ge- 
nannten Zwecks. Die Aufteilung der zivildienstfähi- 
gen Aufgaben in zwei Kategorien, von denen die 
eine gegenüber der anderen Priorität besitzt, ver- 
kürzt von der Gesetzessystematik her gesehen den 
Aufgabenbereich des zivilen Ersatzdienstes und läßt 
Komplikationen bei der verwaltungsmäßigen Durch- 
führung des Gesetzes erwarten. 

Die vorgeschlagene Fassung ist geeignet, diese Ge- 
fahren auszuräumen. 
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